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TAGESORDNUNG für die Sitzung der Bezirksvertretung des Stadtbezirks Wanne am 
Dienstag, dem 23.11.2021, 17:00 Uhr  

Sitzungsort: Aula der Schule Drögenkamp, Drögenkamp 10, 44653 Herne  

Öffentlicher Teil  

1. Erneuerung des Kunststoffrasens (Großspielfeld) - Sportplatz an der Hauptstraße im 
Stadtbezirk Wanne 

2. Sachstandsbericht zum "Sofortprogramm zur Stärkung unserer Innenstädte und 
Zentren in NRW"  
- mündlicher Bericht  

3. Sachstand Entwicklung Dannekampschule  
- mündlicher Bericht  

4. Straßenerneuerung Herne-Wanne  
Paulstraße zwischen Unser-Fritz-Straße und Autobahnbrücke  

5. ÖPNV-Investitionsmaßnahmen - Weiterleitungsrichtlinie VRR AöR gemäß §12 
ÖPNVG NRW  
Barrierefreier Ausbau der Haltestelle Im Erlenkamp auf der Straße Im Erlenkamp in 
Fahrtrichtung Wanne-Eickel Bickern (Haltestelle-Nr: 762 302)  

6. Evaluation der ganztägigen Öffnung der Fußgängerzone auf der Hauptstraße für den 
Radverkehr  

7. Anfrage: Verkehrsspiegel an der Kreuzung Heyermanns Hof / Cranger Straße  
8. Anfrage: Gefährdungen durch E-Scooter im Straßenverkehr  
9. Anfrage: Aktueller Sachstand Wohnkomplex Emscherstraße  
10. Anfrage: Aufsuchende Jugendarbeit am Buschmannshof  
11. Anfrage: Zukünftiger neuer Entsorgungsstandort  
12. Bebauungsplan Nr. 8 (W), 1. Änderung - Franzstraße - 

1. Entscheidung über den Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
2. Satzungsbeschluss  
3. Zustimmung zur Begründung  

13. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung  

Nichtöffentlicher Teil  

1.  Bebauungsplan Nr. 263 - Wasserstraße -  
Ermächtigung zum Abschluss eines städtebaulichen Vertrags  

2.  Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung  

Herne, 16.11.2021  Der Bezirksbürgermeister:  Uwe Purwin  

Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter 
www.herne.de/ris. 

https://www.herne.de/ris/
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TAGESORDNUNG für die Sitzung der Bezirksvertretung des Stadtbezirks Herne-Mitte 
am Donnerstag, dem 25.11.2021, 17:00 Uhr  

Sitzungsort: großer Sitzungssaal (Raum 312), Rathaus Herne  

Öffentlicher Teil  

1.  Sachstand Entwicklung Wohnbebauung am Quartierpark Nordstraße - mündlicher 
Bericht  

2.  Bebauungsplan Nr. 244 - Vödestraße -  
Sachstand und weiteres Vorgehen  

3.  Bebauungsplan Nr. 262 - Brunnenstraße / Mulvanystraße -  
Beschluss zur öffentlichen Auslegung  

4.  Neufassung der Friedhofssatzung der Stadt Herne  
5.  Einziehung der Roehenstraße  
6.  Errichtung von je einer Mobilstation an den Standorten Hölkeskampring und Schloss 

Strünkede  
7.  ÖPNV-Investitionsmaßnahmen - Weiterleitungsrichtlinie VRR AöR gemäß §12 

ÖPNVG NRW  
Barrierefreier Ausbau von Haltestellen im Stadtbezirk Herne-Mitte  

8.  Antrag: Prüfauftrag zur Einrichtung einer Fahrradstraße an der Schulstraße  
9.  Antrag: Tempo-30-Zone auf der Hermann-Löns-Straße  
10.  Anfrage: Parkende LKW und Baumaßnahme an der Horsthauser Straße  
11.  Anfrage: Geschwindigkeitsüberschreitungen an der Horststraße  
12.  Anfrage: Räumlichkeiten für das Kulturell-Alternative Zentrum Herne e.V. (KAZ)  
13.  Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung  

Nichtöffentlicher Teil  

1.  Projektentwicklung Kaiserviertel / Neue Mitte Baukau  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 - Quartier Kaiserstraße - 
1. Weiterverkauf des Kaufgrundstücks Forellstraße/Kaiserstraße  
2. Wechsel des Vorhabenträgers  
3. Ermächtigung zum Abschluss des Durchführungsvertrags  

2.  Verkauf des Erbbaurechtsgrundstücks Bachstraße 34  
3.  Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung  

Herne, 17.11.2021  Der Bezirksbürgermeister:  Peter Bornfelder  

Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter 
www.herne.de/ris.  

https://www.herne.de/ris/
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Öffentliche Bekanntmachung des erneuten Beschlusses des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. 20 - Pflegeheim Forellstraße - als Satzung  

Der Rat der Stadt Herne hat in seiner Sitzung am 29.06.2021 folgende Beschlüsse gefasst: 

1.  Der Rat der Stadt beschließt den Abwägungsvorschlag der Verwaltung zu den im 
Rahmen der Beteiligungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen (siehe Anlage 
5).  

2.  Der Rat der Stadt beschließt den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 20 - 
Pflegeheim Forellstraße - in der Fassung vom 21.07.2020 gemäß § 10 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) erneut als Satzung.  

3.  Der Rat der Stadt stimmt der Begründung vom 21.07.2020 zu.  

Der Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 20 wird begrenzt durch 
die östliche Grenze des Flurstücks 248 und die westliche Grenze des Flurstücks 252 im 
Norden, die östliche Grenze des Flurstücks 252 im Osten, die nördliche Grenze des 
Flurstücks 554 und der südlichen Grenze des Flurstücks 252 im Süden sowie die östliche 
Grenze des Flurstücks 249 im Westen. Teile des Flurstücks 249 werden für vier Stellplätze 
sowie für die öffentliche Anbindung der Zufahrt mit einbezogen. Die genannten Flurstücke 
befinden sich in der Gemarkung Baukau Flur 5 mit Ausnahme des Flurstücks 554, das in der 
Gemarkung Baukau Flur 9 liegt. 

Der Geltungsbereich des VBP 20 wurde zur öffentlichen Auslegung gegenüber dem 
Aufstellungsbeschluss um die Grundstücksteile des Flurstücks 249 erweitert.  

Seine Lage im Stadtgebiet kann zudem der nachstehenden Abbildung entnommen werden:  

 

Auf dem südwestlichen Teilstück des ehemaligen Grundstücks der 
Gemeinschaftsgrundschule Forellstraße 26a/44 ist ein Neubau mit einem Pflegeheim 
(Vollstationäre Pflege mit 80 Betten) vorgesehen. Auch nach der Errichtung des westlich des 
Plangebiets befindlichen Seniorenzentrums „Wohnen am Schloss“ besteht in der Stadt 
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Herne ein weiterer Bedarf an Pflegeplätzen für Senioren, der durch den Bestand nicht 
ausreichend gedeckt wird.  

Dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan liegt das konkrete Planungsziel des 
Vorhabenträgers, der Confirmus GmbH, zugrunde, die bestehende Pflegeeinrichtung um 80 
Einzelzimmer der vollstationären Pflege zu erweitern und mit Nutzungen zur Sicherstellung 
der Daseinsvorsorge (Gastronomie und Begegnungsraum) sowie einer 
Verwaltungseinrichtung mit Betriebsleiterwohnung zu ergänzen.  

Hierzu ist ein viergeschossiges Gebäude mit einem Staffelgeschoss geplant. Die Gestaltung 
sieht eine verputzte Fassade mit einer Klinkerfassade im Erdgeschoss vor, vergleichbar mit 
dem bereits fertiggestellten Pflegeheim an der Forellstraße 46. Die Erschließung erfolgt über 
das westlich angrenzende Grundstück Forellstraße 46.  

Der Bebauungsplan wird zusammen mit seiner Begründung zu jedermanns Einsicht im 
Fachbereich Umwelt und Stadtplanung der Stadt Herne, Technisches Rathaus (Haus A, 1. 
Etage, Räume A.119, A.121 und A.123 – A.128), Langekampstraße 36, 44652 Herne, 
bereitgehalten. Auskünfte über den Inhalt des Planes können auf Verlangen während der 
allgemeinen Servicezeiten (Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 16:00 Uhr, Freitag 8:00 
Uhr bis 13:00 Uhr) erteilt werden. 

Der Bebauungsplan kann außerdem einschließlich aller zugehöriger Unterlagen im 
Internetauftritt der Stadt Herne (www.herne.de/bauleitplanung) sowie über das zentrale 
Bauportal des Landes NRW (https://www.bauleitplanung.nrw.de) eingesehen werden. 

Hinweise:  

1) Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen können, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Sie können die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass sie die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragen. Der 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem jene bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.  

2) Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs  
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Herne unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a BauGB beachtlich sind.  

https://www.herne.de/bauleitplanung
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
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Bekanntmachungsanordnung  

Der Beschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 20 - Pflegeheim Forellstraße - 
als Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung 
tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO in Verbindung mit § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

Herne, den 11. November 2021  Der Oberbürgermeister: Dr. Frank Dudda  

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans Nr. 258 – 
Dorfstraße –  

Der Haupt- und Personalausschuss der Stadt Herne hat in seiner Sitzung am 28.09.2021 
folgenden Beschluss gefasst: 

„Der Haupt- und Personalausschuss  

1. nimmt den von der Verwaltung ausgearbeiteten Entwurf des Bebauungsplans (BP) 
Nr. 258 - Dorfstraße - einschließlich Begründung zustimmend zur Kenntnis. 

2. beschließt, den Bebauungsplanentwurf einschließlich Begründung und die bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) öffentlich auszulegen. Gemäß § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) wird das 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt.“  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 258 - Dorfstraße - umfasst einen Bereich, der 
begrenzt wird im Norden durch die südlichen Grenzen der Grundstücke Dorfstraße 36 und 
38, im Osten durch die Dorfstraße sowie die westlichen Grundstücksgrenzen der 
Grundstücke Zur alten Mühle 5, 7, 9 und 11, im Süden durch die nördlichen Grenzen der 
Grundstücke Dorfstraße 20 und 26 und im Westen durch die Dorfstraße.  

Seine Lage im Stadtgebiet kann zudem der nachstehenden Abbildung entnommen werden:  
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Der „Hof Werth“ Dorfstraße 30a/ 30b in Herne ist als Baudenkmal gemäß § 3 
Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen in die Denkmalliste der Stadt Herne eingetragen. 
Zum Schutzumfang gehört die gesamte Hofanlage einschließlich Haupthaus, Torhaus, 
Backhaus, Dörrhaus, Stallgebäude und Obstwiese, die das Plangebiet bilden. Bei dem 
vorgenannten Hof Werth einschließlich seiner Freiflächen handelt es sich um eine bäuerliche 
Hofanlage in Fachwerkbauweise aus dem 18. Jahrhundert, die an der alten Dorfstraße im 
früheren Dorf Börnig errichtet wurde. Sie wird heute vollständig von bebauten Bereichen 
umschlossen.  

Die Hofanlage mit Streuobstwiese aus dem 18. Jhd. ist aus denkmalrechtlicher Sicht 
bedeutend für Herne-Börnig, da sie als nahezu vollständig erhaltenes Anwesen die dörfliche 
Vergangenheit Herne-Börnigs dokumentiert. So machen u.a. das Zusammenspiel aus 
Haupthaus und Nebengebäuden mit ihren jeweils typischen Kubaturen, den Freiflächen und 
Wasserstellen und die daraus ablesbaren Sicht- und Wegebeziehungen das Leben, Arbeiten 
und Wohnen der vorindustriellen Zeit in Herne-Börnig anschaulich.  

Für die Erhaltung und Nutzung liegen auch volkskundliche Gründe vor, da Rückschlüsse auf 
das Wesen und Denken der Bevölkerung in der Region Herne anhand der Konstruktion der 
baulichen Anlagen, der Inschriften sowie der Anordnung der Gebäude und Freiflächen 
gezogen werden können. Weiterhin charakterisiert und prägt aus städtebaulicher Sicht die 
Lage der Gebäude und der Freiflächen untereinander sowie innerhalb Herne-Börnigs den 
alten Dorfkern.  

Um das Denkmal in seiner städtebaulichen Funktion als wichtigen gestalterischen und 
geschichtlichen Bezugspunkt im alten Dorfkern von Herne-Börnig zu sichern und zu stärken 
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sowie gleichzeitig neben den vorhandenen denkmalrechtlichen Regelungen auch 
planerische Regelungen zur baulichen Weiterentwicklung bzw. Sicherung des Denkmals zu 
formulieren, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich.  

Das Denkmal soll in seinen Funktionen gesichert und gestärkt sowie gleichzeitig eine 
bauliche Weiterentwicklung der Fläche aus planungsrechtlicher Sicht limitierend geregelt 
werden. Die damit verbundenen Auswirkungen und Maßnahmen aller zu berücksichtigenden 
umweltrelevanten Belange werden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans 
untersucht, gewichtet und verbindlich geregelt.  

Der Entwurf des Bebauungsplans wird zusammen mit seiner Begründung und den 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 
29.11.2021 bis zum 14.01.2022 zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt.  

In diesem Zeitraum können die Planunterlagen im Eingangsbereich des Technischen 
Rathauses der Stadt Herne (Haus B), Langekampstraße 36, 44652 Herne, während der 
allgemeinen Servicezeiten (Montag bis Donnerstag 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Freitag 8:00 Uhr 
bis 13:00 Uhr) eingesehen werden. Die Planunterlagen können außerdem im Internetauftritt 
der Stadt Herne (www.herne.de/bauleitplanung) sowie über das zentrale Bauportal des 
Landes NRW (https://www.bauleitplanung.nrw.de) eingesehen werden.  

Während der Auslegungsfrist kann jedermann Stellungnahmen zum Entwurf des 
Bebauungsplans insbesondere schriftlich, zur Niederschrift oder per E-Mail beim 
Oberbürgermeister der Stadt Herne, zweckmäßigerweise beim Fachbereich Umwelt und 
Stadtplanung, abgeben. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben.  

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 258 – Dorfstraße – wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  

Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 35 E 
(Pferdebahnstraße / Berthold-Beitz-Boulevard (ESSEN 51)) zum Regionalen 

Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet 
der Stadt Essen 

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen haben in ihren Sitzungen vom 04.03. bis 28.06.2021 die folgende Änderung 
zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 
beschlossen:  

35 E Pferdebahnstraße / Berthold-Beitz-Boulevard (ESSEN 51)  

Die Landesplanungsbehörde hat die o.g. Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
mit Erlass vom 13. Oktober 2021 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-2021-0009992) gemäß 
§ 41 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), im 
Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.  

https://www.herne.de/bauleitplanung
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
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Gemäß § 14 LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 
Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBL. I, S. 4147) wird die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan – einschließlich 
Textteil / Begründung, Umweltbericht und der Zusammenfassenden Erklärung – beim 
Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den Städten  

− Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße 19, Amt für Stadtplanung und 
Wohnen (Tel.: 0234/910-1717 oder -2527)  

− Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
(Tel.: 0201/88-61212)  

− Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstraße 12, Referat 61 – 
Stadtplanung (Tel.: 0209/169-4236 oder -4014)  

− Herne, Technisches Rathaus, Langekampstraße 36, Fachbereich Umwelt und 
Stadtplanung (Tel.: 02323/16-3015) 

− Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, Amt für 
Stadtplanung und Wirtschaftsförderung (Tel.: 0208/455-6112)  

− Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, 
Bereich 5-1 / Stadtplanung (Tel.: 0208/825-2799)  

zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 
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Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den einzelnen Städten während der 
öffentlichen Dienststunden Auskunft erteilt. Während der Geltungsdauer der Corona-
Schutzmaßnahmen ist eine Einsichtnahme derzeit nur nach telefonischer Voranmeldung 
unter den oben angegebenen Telefonnummern und unter Einhaltung der aktuell geltenden 
Abstands- und Hygienevorschriften möglich.  

Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirksamkeit der Änderung auf der 
Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html eingesehen werden und sind auch über 
das zentrale Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich.  

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird mit den ortsüblichen 
Bekanntmachungen durch die Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der 
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die Landesplanungsbehörde gemäß § 14 
LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW Ziel 
der Raumordnung.  

Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2694) geändert worden ist, sind Ziele der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und 
Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. 

Hinweise:  

I. Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hingewiesen:  
Unbeachtlich werden 
1. eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
3. eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die 

Umweltprüfung, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  

II. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hingewiesen:  
Unbeachtlich warden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regionalen 
Flächennutzungsplanes und  

https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de
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3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.  

III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse zur Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplans vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Bochum, Essen, 

Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Herne, den 04.11.2021,  Der Oberbürgermeister: Dr. Frank Dudda  

Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 40 E 
(Bäuminghausstraße / Hövelstraße (Baggerübungsplatz)) zum Regionalen 

Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet 
der Stadt Essen  

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen haben in ihren Sitzungen vom 04.03. bis 28.06.2021 die folgende Änderung 
zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 
beschlossen:  

40 E Bäuminghausstraße / Hövelstraße (Baggerübungsplatz)  

Die Landesplanungsbehörde hat die o.g. Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
mit Erlass vom 13. Oktober 2021 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-2021-0009994) gemäß 
§ 41 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), im 
Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.  
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Gemäß § 14 LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 
Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBL. I, S. 4147) wird die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan – einschließlich 
Textteil / Begründung, Umweltbericht und der Zusammenfassenden Erklärung – beim 
Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den Städten  

− -  Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße 19, Amt für Stadtplanung und 
Wohnen (Tel.: 0234/910-1717 oder -2527)  

− -  Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
(Tel.: 0201/88-61212)  

− -  Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstraße 12, Referat 61 – 
Stadtplanung (Tel.: 0209/169-4236 oder -4014)  

− -  Herne, Technisches Rathaus, Langekampstraße 36, Fachbereich Umwelt und 
Stadtplanung (Tel.: 02323/16-3015)  

− -  Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, Amt für 
Stadtplanung und Wirtschaftsförderung (Tel.: 0208/455-6112)  

− -  Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, 
Bereich    5-1 / Stadtplanung (Tel.: 0208/825-2799)  

zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 
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Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den einzelnen Städten während der 
öffentlichen Dienststunden Auskunft erteilt. Während der Geltungsdauer der Corona-
Schutzmaßnahmen ist eine Einsichtnahme derzeit nur nach telefonischer Voranmeldung 
unter den oben angegebenen Telefonnummern und unter Einhaltung der aktuell geltenden 
Abstands- und Hygienevorschriften möglich.  

Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirksamkeit der Änderung auf der 
Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html eingesehen werden und sind auch über 
das zentrale Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich.  

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird mit den ortsüblichen 
Bekanntmachungen durch die Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der 
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die Landesplanungsbehörde gemäß § 14 
LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW Ziel 
der Raumordnung.  

Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2694) geändert worden ist, sind Ziele der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und 
Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen.  

Hinweise:  

I. Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hingewiesen:  
Unbeachtlich werden 
1. eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
3. eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die 

Umweltprüfung, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

II. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hingewiesen:  
Unbeachtlich werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regionalen 
Flächennutzungsplanes und 

https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de
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3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 

III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse zur Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplans vorher beanstandet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Bochum, Essen, 

Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Herne, den 04.11.2021,  Der Oberbürgermeister: Dr Frank Dudda  

Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 43 E 
(Erbslöhstraße (neue Gesamtschule)) zum Regionalen Flächennutzungsplan der 

Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Essen  

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen haben in ihren Sitzungen vom 04.03. bis 28.06.2021 die folgende Änderung 
zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 
beschlossen:  

43 E Erbslöhstraße (neue Gesamtschule)  

Die Landesplanungsbehörde hat die o.g. Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
mit Erlass vom 13. Oktober 2021 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-2021-0009995) gemäß 
§ 41 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), im 
Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.  
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Gemäß § 14 LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 
Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBL. I, S. 4147) wird die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan – einschließlich 
Textteil / Begründung, Umweltbericht und der Zusammenfassenden Erklärung – beim 
Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den Städten  

− -  Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße 19, Amt für Stadtplanung und 
Wohnen (Tel.: 0234/910-1717 oder -2527)  

− -  Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
(Tel.: 0201/88-61212)  

− -  Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstraße 12, Referat 61 – 
Stadtplanung (Tel.: 0209/169-4236 oder -4014)  

− -  Herne, Technisches Rathaus, Langekampstraße 36, Fachbereich Umwelt und 
Stadtplanung (Tel.: 02323/16-3015)  

− -  Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, Amt für 
Stadtplanung und Wirtschaftsförderung (Tel.: 0208/455-6112)  

− -  Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, 
Bereich 5-1 / Stadtplanung (Tel.: 0208/825-2799)  

zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 
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Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den einzelnen Städten während der 
öffentlichen Dienststunden Auskunft erteilt. Während der Geltungsdauer der Corona-
Schutzmaßnahmen ist eine Einsichtnahme derzeit nur nach telefonischer Voranmeldung 
unter den oben angegebenen Telefonnummern und unter Einhaltung der aktuell geltenden 
Abstands- und Hygienevorschriften möglich.  

Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirksamkeit der Änderung auf der 
Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html eingesehen werden und sind auch über 
das zentrale Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich.  

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird mit den ortsüblichen 
Bekanntmachungen durch die Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der 
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die Landesplanungsbehörde gemäß § 14 
LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW Ziel 
der Raumordnung.  

Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2694) geändert worden ist, sind Ziele der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und 
Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen.  

Hinweise:  

I. Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hingewiesen:  
Unbeachtlich werden 
1. eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
3. eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die 

Umweltprüfung, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

II. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hingewiesen:  
Unbeachtlich warden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regionalen 
Flächennutzungsplanes und  

https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de
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3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.  

III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse zur Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplans vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Bochum, Essen, 

Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Herne, den 04.11.2021,  Der Oberbürgermeister: Dr. Frank Dudda  

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Skliarou, Dimitry  

Für Herrn Skliarou, Dimitry, keine Wohnanschrift im Geltungsbereich des Grundgesetzes, 
liegt bei der Behörde Stadt Herne, Stadt Herne, Fachbereich Öffentliche Ordnung, 
Bußgeldstelle, Südstr. 8, 44625 Herne, Zimmer 222 folgendes Schriftstück zur Abholung 
bereit:  

 Bescheid vom 15.11.2021, Aktenzeichen 83623730/A1P/0490  

Dieses Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle während der Öffnungszeiten 
Montag – Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und Mo., Di., Do von 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr 
in Empfang genommen werden.  

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (SGV. 
NRW. 2010) als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit 
der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  

Herne, 17.11.2021  
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Tobias Skaliks  

Letzte bekannte Anschrift: unbekannt.  

An Herrn Tobias Skaliks (geb. Schulz am 16.10.1998) ist ein Schriftstück der Stadt Herne, 
Aktenzeichen 31.08.01-05.006383 vom 15.11.2021 gerichtet, welches insgesamt nicht 
zugestellt werden kann, da eine Postzustellung nicht möglich ist.  

Dieses Schriftstück kann von der Person zu den üblichen Öffnungszeiten (Montag, Dienstag, 
8:00-12:00 Uhr und Donnerstag 8:00-12:00 Uhr u. 13:30-15:30 Uhr) beim Fachbereich 
Kinder-Jugend-Familie, Hauptstr. 241, 44649 Herne, eingesehen werden.  

Dieses Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 2 Wochen verstrichen sind. 
Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können.  

Herne, den 15.11.2021  

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Ivan Eida  

Letzte bekannte Anschrift: Rottbruchstr. 40, 44625 Herne.  

An Herrn Ivan Eida (geboren 05.09.1987) ist ein Schriftstück der Stadt Herne, 
Aktenzeichen 31.08.01-02.006351 vom 27.10.2021 gerichtet, welches insgesamt nicht 
zugestellt werden kann, da eine Postzustellung nicht möglich ist.  

Dieses Schriftstück kann von der Person zu den üblichen Öffnungszeiten (Montag, Dienstag, 
8:00-12:00 Uhr und Donnerstag 8:00-12:00 Uhr u. 13:30-15:30 Uhr) beim Fachbereich 
Kinder-Jugend-Familie, Hauptstr. 241, 44649 Herne, eingesehen werden.  

Dieses Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 2 Wochen verstrichen sind. 
Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können.  

Herne, den 15.11.2021  
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Michael Thomas 

Lothar Bähren  

Letzte bekannte Anschrift: Westring 85, 44623 Herne.  

An Herrn Michael Thomas Lothar Bähren ist ein Schriftstück der Stadt Herne, 
Aktenzeichen 31.08.01-07.000855 vom 03.11.2021 gerichtet, welches insgesamt nicht 
zugestellt werden kann, da eine Postzustellung nicht möglich ist.  

Dieses Schriftstück kann von der Person zu den üblichen Öffnungszeiten (Montag, Dienstag, 
8:00-12:00 Uhr und Donnerstag 8:00-12:00 Uhr u. 13:30-15:30 Uhr) beim Fachbereich 
Kinder-Jugend-Familie, Hauptstr. 241, 44649 Herne, eingesehen werden.  

Dieses Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 2 Wochen verstrichen sind. 
Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können.  

Herne, den 17.11.2021  
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	Öffentlicher Teil
	Nichtöffentlicher Teil

	Öffentliche Bekanntmachung des erneuten Beschlusses des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 20 - Pflegeheim Forellstraße - als Satzung
	Hinweise:
	Bekanntmachungsanordnung

	Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans Nr. 258 – Dorfstraße –
	Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 35 E (Pferdebahnstraße / Berthold-Beitz-Boulevard (ESSEN 51)) zum Regionalen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Essen
	Hinweise:

	Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 40 E (Bäuminghausstraße / Hövelstraße (Baggerübungsplatz)) zum Regionalen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Essen
	Hinweise:

	Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 43 E (Erbslöhstraße (neue Gesamtschule)) zum Regionalen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Essen
	Hinweise:

	Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Skliarou, Dimitry
	Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Tobias Skaliks
	Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Ivan Eida
	Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) für Michael Thomas Lothar Bähren


